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   Antrag Markus Knellwolf (glp, Solothurn) 
 
    vom 29. Oktober 2015  
 
 
 
Traktandum SGB 099/2015: Festlegung des Verteilschlüssels für die Ergänzungsleistungen zur 
AHV/IV und die Pflegekostenbeiträge für die Jahre 2016 bis 2018 
 
Beschlussesentwurf  
 
Der letzte Teil des Beschlussesentwurfs soll neu lauten: 
(...), werden vom Kanton und der Gesamtheit der Einwohnergemeinden im Jahr 2016 je zur Hälfte 
getragen. 
 
Begründung: 
 
Bei der nun seit zwei Jahren hälftigen Kostenteilung handelt es sich explizit um eine Übergangslö-
sung. In den letzten beiden Jahren wurde diese daher immer auch nur für das kommende Jahr 
verlängert. An diesem Grundsatz soll festgehalten werden.   
  
Die alljährliche Beurteilung bringt mehr Flexibilität und finanzpolitischen Handlungsspielraum. Im 
Gegensatz zur Originalvorlage verbaut man sich damit nichts. Eine oder zwei zusätzliche Verlän-
gerungen um jeweils ein Jahr bleiben bei Bedarf weiterhin möglich. Der Unterschied zur regie-
rungsrätlichen Vorlage liegt einzig darin, dass die Regierung jährlich eine Beurteilung durch das 
Parlament vornehmen lassen und in diesem Zusammenhang Rechenschaft über die angestosse-
nen Reformarbeiten ablegen muss. In diesem Zusammenhang gilt es auch zu bedenken, dass das 
kantonale Parlament 2017 neu bestellt wird und damit die politische Beurteilung von Übergangslö-
sungen anders ausfallen könnte.   
 
Mit der Annahme dieses Antrags hat der Kantonsrat zudem die Möglichkeit zu unterstreichen, dass 
es sich beim hälftigen Kostenteiler explizit um eine Übergangslösung handelt und er damit auf kei-
nen Fall ein Präjudiz für die definitive Lösung schaffen will. Denn trotz gegenteiliger Beteuerung in 
der regierungsrätlichen Botschaft kann die Schaffung eines Präjudizes nicht ausgeschlossen wer-
den. Das zeigen Beispiele aus der Vergangenheit, wie z.B. der innerkantonale Finanzausgleich. 
Während den letzten paar Jahren unter dem alten Finanzausgleichregime wurden (auf Druck der 
Einwohnergemeinden) seitens Kanton jährlich zusätzliche 15 Mio. CHF in das System gespeist. 
Die kantonalen Beiträge wurden damals im Sinne einer Übergangslösung von rund 7 Mio. CHF auf 
rund 22 Mio. CHF erhöht. Diese 22 Mio. CHF sind bekanntlich inzwischen fester Bestandteil des 
neuen Finanzausgleichs. Aus einer "Übergangsverpflichtung" wurde flugs eine definitive Verpflich-
tung. Einmal gewährte Kostenübernahmen sind nun mal schwerlich rückgängig zu machen.  
 
Mit einer genügend früh angesetzten Behandlung im Kantonsrat (Juli oder September-Session) 
könnten zudem allfällige Schwierigkeiten im kommunalen Budgetierungsprozess einfach umschifft 
und genügend Planungssicherheit geschaffen werden.  
  


